
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 2/08 BH 
 
L 6 VS 5498/07 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 VS 3063/07 (SG Mannheim) 
 
 
 
 
.................................................. , 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium der Verteidigung, 
dieses vertreten durch die Wehrbereichsverwaltung Ost, 
Prötzeler Chaussee 25, 15344 Strausberg, 
 

Beklagte. 
 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. April 2008 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die  

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden- 

Württemberg vom 21. Februar 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und  

Rechtsanwalt K.    ,            , beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.2.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) die Voraus-

setzungen für die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Endurteil des Sozialgerichts 

Mannheim vom 6.12.2001 abgeschlossenen Verfahrens verneint. 

 

Mit am 13.3.2008 eingegangenem Schreiben vom 12.3.2008 hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) die Bewilligung von Prozesskostenhilfe zur Durchführung des Nichtzulassungs-

beschwerdeverfahrens unter Beiordnung von Rechtsanwalt K.    ,             , beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) kann 

einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt wer-

den, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist 

hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass einer Nichtzulassungsbeschwerde des 

Klägers Erfolg beschieden sein könnte. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung des 

Streitstoffes ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung iS dieser 

Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 11, 39). Die 

Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die 

Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 4) 

oder bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechts-

fragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht ersicht-

lich. Die Voraussetzungen für die Wiederaufnahme eines rechtskräftig beendeten Verfahrens 

ergeben sich unmittelbar aus dem Gesetz (§ 179 Abs 1 SGG iVm § 578 Abs 1, §§ 579 ff ZPO). 

 

Auch der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) kann nicht mit Erfolg geltend 

gemacht werden, weil sich das LSG ersichtlich an den vorgenannten Vorschriften orientiert hat 

und eine divergierende Rechtsprechung obergerichtlicher Entscheidungen nicht erkennbar ist. 
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Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere hat sich der Kläger mit einer Entschei-

dung des LSG ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt. 

 

Da dem Kläger hiernach Prozesskostenhilfe nicht bewilligt werden kann, hat er auch keinen 

Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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